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Standpunkt

Noch schnell die E-Mails checken im Zug auf dem 

Weg zur Arbeit, am Sonntag Abend zwei Telefon-

gespräche wegen der wichtigen Termine am Mon-

tag früh. Ein großer Kunde will bis nächste Woche 

alles fertig haben, obwohl dazwischen ein ver-

längertes Wochenende liegt. Der Anruf vom Chef 

während des Urlaubs. Der Laptop fährt überall hin 

mit, ein vergessenes Ladekabel fürs Smartphone 

wäre eine kleine Katastrophe. Abend, Wochen-

ende, Urlaub: Immer läutet das Telefon, immer 

blinkt die Mailbox. Ob gerade Grillparty ist oder 

wir am Berg oben die Aussicht genießen, interes-

siert den anderen nicht – keiner will warten, alles 

muss sofort erledigt sein.   

Erholt und bei bester Gesundheit, so sollten wir 

eigentlich alle aus dem Wochenende und aus dem 

Urlaub zurückkommen. Doch jedes Jahr werden es 

mehr, die in der Freizeit nicht wirklich abschalten, 

sondern weitermachen. All die fabelhaften techni-

schen Geräte, die wir uns zugelegt haben – weil 

sie so praktisch sind, und weil der Kollege auch 

schon eins hat – kommen als Bumerang in unse-

rer Freizeit zu uns zurück. Wer rund um die Uhr 

erreichbar ist, muss damit rechnen, rund um die 

Uhr zum Arbeiten eingeteilt zu werden.

Manchen Unternehmen ist es durchaus bewusst, 

dass dies nicht der richtige Weg sein kann, da sich 

die fehlenden Erholungsphasen und die Dauerbe-

lastung früher oder später negativ zu Buche schla-

gen, in Form von stressbedingten Erkrankungen 

bis hin zum Burn-out. Manche Konzerne leiten bei-

spielsweise nach Arbeitsende keine Mails mehr auf 

die Smartphones der Beschäftigten weiter. Leider 

sind noch nicht viele Betriebe so weit und glauben, 

ihre MitarbeiterInnen stünden rund um die Uhr 

sozusagen gratis zur Verfügung. Daher haben wir 

uns diesem Thema angenommen und Ende Juni 

dazu eine Aktionswoche organisiert unter dem 

Motto „Schalt mal ab! Offl  ine sein bringt wieder 

Leben rein!“ 

Es ist wichtig, hier neue Grenzen zu ziehen bzw. 

Arbeit nach Dienstschluss auch entsprechend extra 

zu entlohnen. Dazu braucht es z. B. neue Betriebs-

vereinbarungen, die Regeln für den Umgang mit 

den neuen technischen Hilfsmitteln defi nieren. Es 

liegt auch an uns selbst, öfter Nein zu sagen, das 

Telefon nicht abzunehmen, den Laptop nicht einzu-

schalten. Sagen Sie Ihrem Chef, wann sie erreichbar 

sind und wann nicht – vielleicht ist er ja auch ganz 

froh, wenn er am Wochenende mal Ruhe hat.  

Grenzen ziehen, abschalten!
Von Dwora Stein
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14. Konzerneforum der GPA-djp   
Industrie muss der Motor für faire Arbeits-
bedingungen bleiben.

„Die besten Produkte und Rah-

menbedingungen nützen nichts, 

wenn es dann niemanden gibt, 

der sich die Produkte leisten 

kann.“ GPA-djp-Vorsitzender 

Wolfgang Katzian brachte so 

beim 14. GPA-djp-Konzernefo-

rum im Mai seine Sicht auf die 

Industriepolitik auf den Punkt. 

In der OMV-Raffi  nerie Schwe-

chat diskutierten dazu rund 200 

BetriebsrätInnen und Exper-

tInnen zentrale Fragen der 

Industriepolitik unter dem Titel 

„Industrie hat Zukunft – im rich-

tigen Umfeld".  Das Ziel der EU, 

den Industrieanteil an der Wert-

schöpfung bis zum Jahr 2020 

von derzeit 16 auf 20 Prozent 

zu erhöhen, könne nur durch 

eine politische Kursänderung 

erreicht werden, ist Katzian 

überzeugt. „Die Austeritätspo-

litik der EU ist sicher nicht der 

richtige Weg. Was es braucht 

sind größere Investitionen in die 

Ausbildung und die Anhebung 

der Forschungs- und Entwick-

lungsquote sowie eine starke 

europäische ArbeitnehmerIn-

nen-Bewegung“, so Katzian. 

Mehr dazu auf 

www.gpa-djp.at/international 

Pfl egekarenz beschlossen
Pfl egende Angehörige können künftig bis zu drei Monate 
in Pfl egekarenz gehen. Für die Job-Unterbrechung ist ein 
einkommensabhängiges Karenzgeld von bis zu 1.400 Euro 
monatlich vorgesehen. Neben der Pfl egekarenz wird auch 
die Pfl egeteilzeit ermöglicht, die ebenfalls drei Monate 
in Anspruch genommen werden kann. Beantragt werden 
können die Modelle von Angehörigen von Pfl egebedürftigen 
ab der Pfl egegeldstufe 3 oder ab Stufe 1 bei minderjährigen 
Kindern sowie bei Demenz. Voraussetzung ist allerdings die 
Zustimmung des Arbeitgebers.

Erfolg bei Pfl egefonds

Als einen ersten Erfolg für ihr 
Drängen auf eine Sozialmilli-
arde sieht die GPA-djp die 
Verlängerung der  Pfl ege-
fondsregelung bis zum Jahr 
2016, die im Mai von Sozi-
alminister Hundstorfer initiiert 
wurde. „Es ist auch ein Erfolg 
des konkreten Engagements 
von Beschäftigten und ihren 
BetriebsrätInnen in diesem 
Bereich, die seit vielen Jahren 
auf die Dringlichkeit zusätzli-
cher Finanzierungen hinwei-
sen und entsprechenden poli-
tischen  Druck machen“, 
betont GPA-djp-Vorsitzender 
Wolfgang Katzian. 

Bereits im Jahr 2009 ergriff 
die GPA-djp gemeinsam mit 
der Gewerkschaft vida  die 
Initiative für eine Sozialmilli-
arde. Etwa 23.000 Men-
schen unterstützten eine ent-
sprechende Petition an den 
Nationalrat. Insgesamt 
werden nun durch den Pfl e-
gefonds in den Jahren 2011 
bis 2016 über 1,3 Milliarden 
Euro an Länder und Gemein-
den fl ießen. Diese Entwick-
lung soll alle, die sich bisher 
in dieser Frage engagiert 
haben, ermutigen, sich auch 
weiterhin für dieses Ziel stark 
zu machen. „Um die steigen-
den Kosten im Pfl egebereich 
kurz- und mittelfristig zu 
bewältigen, wird kein Weg 
an vermögensbezogenen 
Steuern vorbeiführen“, stellt 
Katzian klar.
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Forderung nach Millionärssteuer
In Österreich gibt es immer mehr Reiche: Wie das Liechtensteiner 
Investmenthaus Valluga mitteilte, wuchs die Zahl der Millionäre in 
Österreich dank gut performender Weltbörsen im Vorjahr um zehn 
Prozent auf 77.600. Diese besitzen jetzt insgesamt 245 Milliarden 
Euro.  „Diese Vermögensdaten bestätigen eindrucksvoll die Forde-
rung nach einer größeren steuerlichen Beteiligung großer Vermögen 
in Österreich.  Eine weitere extreme Vermögenskonzentration in 
den Händen weniger muss große Sorgen bereiten, weil sie eine 
der Hauptgründe für die aktuellen Probleme darstellt“, hält GPA-djp-
Vorsitzender Wolfgang Katzian fest.

Mehr Wochenendarbeit 
drückt Zufriedenheit 

Die Arbeitszufriedenheit der 
Österreicher insgesamt hat 
sich in den vergangenen 
zwei Jahren kaum verändert. 
Doch bei der Zeiteinteilung, 
wo auch Wochenendarbeit 
und Überstunden betroffen 
sind, hat es eine Verschlech-
terung gegeben. 

Laut dem Arbeitsklimaindex 
der AK Oberösterreich ist der 
Anteil der Erwerbstätigen, 
die samstags häufi g arbeiten 
müssen, im vergangenen Jahr 
von 17 auf 22 Prozent gestie-
gen. Davon sind vor allem 
junge Frauen betroffen. Der 
Anteil der Menschen mit häu-
fi ger Sonntagsarbeit hat von 
neun auf zwölf Prozent zuge-
legt. Und wer häufi g am 
Wochenende arbeitet, ist 
weniger zufrieden mit seiner 
Arbeitssituation. Vier von fünf 
ArbeitnehmerInnen, die (fast) 
nie am Wochenende arbei-
ten, sind zufrieden, unter 
Menschen mit häufi ger 
Wochenendarbeit ist nur gut 
die Hälfte zufrieden.

Auch Menschen, die häufi g 
in der Nacht arbeiten oder 
Überstunden leisten müssen, 
seien weniger zufrieden, kriti-
siert AKOÖ-Präsident Johann 
Kalliauer aus diesem Anlass. 
Daher fordert er kürzere 
Arbeitszeiten und weniger 
Überstunden und einen 
Zu satzeuro an den Staat pro 
geleisteter Überstunde.

Europa geht anders   
Initiative gegen „EU-Wettbewerbspakt“.

kämpft gegen die Fortführung 

und Ausweitung der aktuellen 

Krisenpolitik. Eine Politik, die 

Millionen von Menschen – vor 

allem junge Menschen – in vie-

len Ländern Europas in Arbeits-

losigkeit, Armut und Hoff nungs-

losigkeit gestürzt hat. „Europa 

geht anders“ fordert eine Kehrt-

wende hin zu einem demokra-

tischen, sozialen und ökologi-

schen Europa, wo kein Mensch 

von Armut oder Ausgrenzung 

bedroht ist und sozialer Friede 

gelebte Realität ist. Es ist ein 

Europa, in dem es echte Demo-

kratie, umfassende soziale 

Rechte und Geschlechtergerech-

tigkeit gibt.

Unterstützen Sie die Petition auf 

www.europa-geht-anders.eu 

Der Europäische Rat plant Ende 

Juni 2013 einen Beschluss über 

einen Pakt für „Wettbewerbsfä-

higkeit und Konvergenz“. Damit 

soll die Krisenpolitik der Euro-

päischen Union in Griechen-

land, Spanien oder Portugal auf 

ganz Europa ausgedehnt wer-

den. Der sogenannte „Wettbe-

werbspakt“ ist nichts anderes 

als ein Pakt für Lohndumping, 

Sozialabbau und Privatisie-

rung.  Diese zerstörerische Poli-

tik verschärft die Krise. Sie führt 

zu Massenarbeitslosigkeit und 

steigenden Schulden. Die euro-

päische Initiative „Europa geht 

anders“ mit zahlreichen promi-

nenten UnterstützerInnen aus 

Politik, Wissenschaft und Zivil-

gesellschaft lehnt den „Wettbe-

werbspakt“ entschieden ab und 
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Schalt mal ab!Schalt mal ab!
Unser Arbeitsalltag ist anstrengend: Wir müssen
fl exibel sein und immer volle Leistung bringen. Viele 
ArbeitnehmerInnen wünschen sich nur eines: eine 
klare Trennung von Freizeit und Arbeit, um endlich 
wieder abschalten zu können und sich zu erholen.

Von Andrea Rogy
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D
ie ständige Erreichbarkeit 

von ArbeitnehmerInnen 

nimmt zu und wird in zahl-

reichen Betrieben zumindest von 

Teilen der Belegschaft erwartet. 

Flexible Arbeitszeiten sind längst 

nicht mehr auf die Managerebene 

beschränkt. Immer mehr Dienst-

nehmerInnen sind durch 

Handy, Smartphone oder 

Tablet rund um die Uhr 

mit der Arbeit verbunden. 

Neue Arbeitszeitmodelle 

wie beispielsweise „Ver-

trauensarbeitszeit“, fl exi-

ble Arbeitsorte wie das „desk-sha-

ring“ oder Arbeiten von zu Hause 

sowie Pauschalverträge liegen im 

Trend und verwischen die Grenze 

zwischen Arbeit und Freizeit. Der 

Druck, ständig auf dem Laufenden 

zu sein und aktuelle Anfragen zu 

beantworten, steigt.

 

Aktionswoche „Abschalten“

Auf diesen ungesunden Trend 

reagierte die GPA-djp im Juni mit 

der bundesweiten Aktionswoche 

„Abschalten“. Das Ziel war, mög-

lichst viele BelegschaftsvertreterIn-

nen und ArbeitnehmerInnen dar-

auf aufmerksam zu machen, wie 

wichtig regelmäßige Erholungs-

phasen zwischen den Arbeitszei-

ten sind. „Vorsicht ist dann gebo-

ten, wenn die Grenzen zwischen 

Arbeit und Freizeit immer mehr ver-

schwimmen und sich die Arbeitszeit 

dadurch immer mehr in die Frei-

zeit hineinschummelt“, warnt Clara 

Fritsch, Mitarbeiterin der Abteilung 

Arbeit und Technik in der GPA-djp 

und Autorin der Broschüre „Allzeit 

bereit“.

Arbeitende Menschen gehören 

bereits zum Ortsbild. Tagaus, tagein 

begegnet man Menschen, die selbst 

kurze Wartezeiten dazu benützen, 

um E-Mails abzuarbeiten oder den 

Verlauf berufl icher Projekte zu ver-

folgen. Wer genau hinsieht kann 

beobachten, wo sich die Arbeit über-

all in die Freizeit hineindrängt: am 

Flughafen, in der Straßenbahn, am 

Badestrand. Selbst beim Joggen oder 

in der Theater-Pause muss 

man manchmal geschäft-

liche Gespräche mit anhö-

ren. Und jene Menschen, 

die sie führen, sind sozusa-

gen „immer im Dienst“.

Dauereinsatz

Unter einer „Allzeit-bereit-Kultur“ 

kann sowohl die Qualität der Arbeit 

als auch die Gesundheit der Arbeit-

nehmerInnen leiden. „Arbeitneh-

merInnen haben das Recht „Nein“ zu 

sagen, wenn berufl iche Kontaktauf-

nahmen ganz off ensichtlich außer-

halb der Arbeitszeit stattfi nden“, 

bekräftigt GPA-djp-Vorsitzender 

Wolfgang Katzian. Dies sollte zual-

lererst aus gesundheitlichen Grün-

Unter einer „Allzeit-bereit-Kultur“ kann sowohl die Qualität der Arbeit als auch die Gesundheit der ArbeitnehmerInnen leiden.
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laugt aus, ermüdet, schwächt 
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 Rechtliche Grundlagen der Freizeit

Recht auf Ruhepausen 
Arbeitszeitgesetz (AZG), Arbeitsruhegesetz (ARG)

• Der Arbeitstag ist grundsätzlich auf 8 Stunden begrenzt (§ 3 Abs. 1 AZG).

•  Mit Zustimmung der ArbeitnehmerInnenvertretung (also im Kollektivvertrag oder in der 
Betriebsvereinbarung) kann die tägliche Arbeitszeit auf maximal 10 Stunden verlängert 
werden (§ 4 AZG). 

• Zwischen den Arbeitstagen sind Ruhezeiten von 11 Stunden einzuhalten (§ 12 Abs. 1 AZG).

•  Den ArbeitnehmerInnen gebührt eine ununterbrochene Wochenruhe von mindestens 36 
Stunden (§ 12 Abs. 3 AZG). Diese Wochenruhe muss einen ganzen Wochentag einschließen 
(§ 4 ARG).

Recht auf bezahlten Urlaub 
Urlaubsgesetz (UrlG)

•  Der Anspruch auf bezahlten Urlaub beträgt fünf Kalenderwochen pro Arbeitsjahr, das sind 
25 Arbeitstage bei einer Fünf-Tage-Woche bzw. 30 Werktage.

•  Für ArbeitnehmerInnen, die mehr als 25 Dienstjahre beim selben Arbeitgeber geleistet 
haben, erhöht sich dieser Anspruch auf 30 Arbeitstage bei einer Fünf-Tage-Woche bzw. auf 
36 Werktage pro Arbeitsjahr.

•  Der Urlaubsanspruch kann auch verjähren, wenn er nicht konsumiert wird – und zwar nach 
Ablauf von zwei Jahren ab dem Ende des Urlaubsjahres, in dem er entstanden ist.

Spezielle Regelungen

Einige Branchen und Kollektivverträge haben eigene Arbeitszeitregelungen, z. B. Spitäler, 
Erziehungswesen. Die GPA-djp informiert Sie, welche Arbeitszeitregelungen auf Sie persönlich 
zutreffen.

den passieren. Denn Arbeitszeit-

studien belegen, dass verlängerte 

Arbeitszeiten auch schwerwiegende 

gesundheitliche Auswirkungen, 

wie z. B. Rückenbeschwerden, Kopf-

schmerzen oder Schlafstörungen  

verursachen können.

Dauernde Erreichbarkeit laugt aus, 

sie ermüdet, schwächt und kann in 

letzter Konsequenz krank machen. 

„Wenn die Wochenendruhe regel-

mäßig unterbrochen wird, wenn es 

keinen Ausgleich für die geleistete 

Arbeitszeit gibt und die Grenze zwi-

schen Arbeit und Privat immer mehr 

Arbeitende Menschen gehören 
bereits zum Ortsbild: Auch in 
der Freizeit sind alle jederzeit 
erreichbar.
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 Beratung

Die GPA-djp bietet Beratung 
und Tipps zum optimalen 
Umgang mit mobilen Arbeits-
geräten und fl exiblen Arbeits-
zeitmodellen. Die Gewerk-
schaft unterstützt Arbeitneh-
merInnen in Zweifelsfällen, 
wenn es darum geht, in der 
Freizeit geleistete und bisher 
unbezahlte Arbeit abzugelten 
oder Arbeitsruhe und Freizeit-
ansprüche durchzusetzen. 

Service-Hotline 05 03 01-301

 Was kann ich selber tun?

• Arbeitszeiten immer aufschreiben
•  Abgeltung aller Arbeitszeiten in Euro bzw. Zeitaus-

gleich vereinbaren
•  Regelungen mit dem Dienstgeber treffen, wann Rufbe-

reitschaft oder Reisezeit vorliegt
•  Abgeltung von Heimarbeit, Rufbereitschaft und Reise-

zeit vereinbaren
• Keine Arbeit mit nach Hause nehmen
•  Anfahrtswege zur Entspannung bzw. Regeneration 

nutzen
•  Handy/Smartphone/Tablet im Urlaub und in der

Freizeit abschalten
•  Bei Krankheit nicht arbeiten
• Gefühl der Unerreichbarkeit genießen
•  Bewusst Zeit nehmen für Familie, Freunde, Hobbys 

oder einfach für sich selbst
•  Persönliche Grenzen der Erreichbarkeit setzen und 

diese unbedingt einhalten

verschwimmt, so führt das auf die 

Dauer zu unerträglichem Arbeits-

druck“, präzisiert Katzian. Auch die 

sozialen Kontakte können leiden: 

Der dauernde Arbeitsstress wirkt 

sich negativ auf das Familienleben 

aus, manche Menschen reagieren 

sogar mit sozialem Rückzug.

Betriebsvereinbarungen

Der Gewerkschaftsvorsitzende for-

dert daher einmal mehr verbindli-

che und faire Betriebsvereinbarun-

gen, in denen die Trennlinien zwi-

schen Arbeit und Freizeit klar gere-

gelt sind. So sollte festgelegt wer-

den, dass die ArbeitnehmerInnen 

ihre mobilen Arbeitsgeräte nach der 

Arbeitszeit abschalten können. Auch 

eine maximale Abhörhäufi gkeit der 

Mailbox kann zwischen Manage-

ment und BelegschaftsvertreterIn-

nen festgelegt werden.

Betriebsvereinbarungen sollen 

wichtige Grenzen der individuel-

len Erreichbarkeit festlegen: E-Mails 

werden am Wochenende nicht 

weitergeleitet, bei Krankheit und 

(Pfl ege-)Urlaub gibt es klare Ver-

tretungsregelungen für die E-Mail-

Kommunikation. 

Grenzen setzen

Der Knackpunkt für Clara Fritsch ist 

die ständige Erreichbarkeit durch 

Handy und Smartphones. „Diese 

mobilen Arbeitsgeräte sind ganz 

wesentliche Treiber der Entgren-

zung.“ Sie verleiten zum Mail che-

cken, zum Schauen „was sich so 

tut“ und verhindern ein absolutes 

Abschalten. „Selbst im Urlaub sind 

viele ArbeitnehmerInnen mit den 

Gedanken immer wieder bei der 

Arbeit und können sich daher nie 

ganz von den berufl ichen Entwick-

lungen lösen“, bedauert Fritsch. 

Außerdem darf man nicht verges-

sen, dass es für jene Arbeiten, die in 

der Freizeit geleistet werden, keine 

Bezahlung gibt. 

 Broschüre

Alle Infos gibt es in der Bro-
schüre „Allzeit bereit“ auf 
der Homepage der GPA-djp.
Zur betrieblichen Regelung 
der Nutzung von Mobilte-
lefonen stellt die Abteilung 
„Arbeit und 
Technik“ der 
GPA-djp Muster-
Betriebsverein-
barungen zur 
Verfügung. 

www.gpa-djp.at/abschalten

„Am besten ist es, klare Regelun-

gen für die berufl iche Erreichbarkeit 

festzulegen und die Entlohnung von 

in der Freizeit geleisteter Arbeits-

zeit einzufordern“, rät Clara Fritsch. 

„Telefoniere ich in meiner Freizeit 

mit Kunden, dann ist das Arbeits-

zeit – und Arbeitszeit ist zu bezah-

len.“ Auch die Verpfl ichtung über 

das Handy erreichbar zu sein, ist laut 

Oberstem Gerichtshof eine Form der 

Rufb ereitschaft, die zu entlohnen ist.

Die beste Strategie, die Freizeit zu 

sichern und Arbeit auszusperren, 

ist, sich selbst klare Trennlinien zwi-

schen Arbeitszeit und Freizeit zu 

schaff en. Dazu gehört, die Geräte 

auch mal abzudrehen und – falls 

es doch sein muss – sich die Bereit-

schaftszeiten und die Arbeitszei-

ten aufzuschreiben. Das hilft, um 

für die geleistete Arbeit dann auch 

eine Abgeltung einzufordern – ent-

weder durch mehr Freizeit oder in 

Euro. Nicht umsonst sind Wochen-

endruhe, Bereitschaftsdienst, 

Urlaubsansprüche und andere 

Ruhezeiten gesetzlich geregelt.  
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1.  Werden Sie öfter in der 
Freizeit dienstlich 
angerufen?

  Ja

  Nein

2.  Lesen Sie arbeits-
bezogene E-Mails in
Ihrer Freizeit?

  Ja

  Nein

3.  Beantworten Sie in Ihrer 
Freizeit arbeitsbezogene 
E-Mails?

  Ja

  Nein

4.  Sind Sie im Urlaub oder 
Krankenstand für Ihre 
KollegInnen, KundInnen 
oder Vorgesetzten 
erreichbar?

  Ja

  Nein

5.  Haben Sie das Gefühl, 
mehr als vereinbart zu 
arbeiten?

  Ja

  Nein

6.  Fühlen Sie sich in der Arbeit 
unabkömmlich?

 Ja

 Nein

7.  Lassen Sie Ihr Handy 
oder Tablet außerhalb 
der vereinbarten 
Arbeitszeit eingeschaltet?

  Ja

  Nein

8.  Verwenden Sie Ihr privates 
Handy oder Tablet auch 
beruflich? 

  Ja

  Nein

9.  Checken Sie vor dem 
Schlafengehen noch einmal 
Ihre E-Mails?

  Ja

  Nein

Sie haben 1–3 Fragen mit Ja 
beantwortet? 
Alles im grünen Bereich,  Sie 
schaff en es gut, in Ihrer Freizeit 
abzuschalten und Arbeitszeit und 
Freizeit klar zu trennen. 
Sie haben insgesamt 4–6 Fragen 
mit Ja beantwortet?
Vorsicht, Sie haben bereits 
Schwierigkeiten, in Ihrer Freizeit 
richtig abzuschalten! Schrauben 
Sie Ihre Arbeitszeit auf ein nor-
males Ausmaß zurück! Schalten 
Sie Ihr Diensthandy außerhalb 
der Arbeitszeit bewusst aus, for-
dern Sie einen Ausgleich für Ihre 
Überstunden ein.
Sie haben insgesamt 7–9 Fragen 
mit Ja beantwortet?
Achtung, Sie sollten unbedingt 
wieder einmal abschalten! Sie 
könnten Burn-out gefährdet sein! 
Schrauben Sie Ihre Arbeitszeit 
wieder auf ein normales Ausmaß 
zurück! Schalten Sie Ihr Dienst-
handy außerhalb der Arbeitszeit 
aus, fordern Sie einen Ausgleich 
für Ihre Überstunden ein. 

Ihr Betriebsrat oder eine der 

GPA-djp Regionalgeschäftsstel-

len unterstützen und beraten Sie 

gerne: 

Service-Hotline 05 03 01-301

Wollen Sie wieder einmal richtig 

abschalten? 

Jetzt am Gewinnspiel auf 

www.gpa-djp.at/abschalten

teilnehmen und einen von 

3 Wellness-Urlauben gewinnen!

Teilnahmeschluss ist

der 31. Juli 2013.

GPA-djp Batterie-Check

Im Urlaub E-Mails checken, im Krankenstand die Sprachbox abhören, abends noch schnell einen Entwurf fertig-

stellen, vor Dienstbeginn am Weg in die Arbeit das Handy abheben. Das kann die Arbeit erleichtern, kann aber 

auch zu gesundheitlichen Problemen bis hin zum Burn-out führen.  

Können Sie noch abschalten? 

Nehmen Sie sich 5 Minuten Zeit und machen Sie den GPA-djp Batterie-Check! 
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Kommentar

W
er als Interessenvertre-

tung gute Arbeit leistet, 

gewinnt dabei nicht nur 

Freunde. Wir erleben immer wie-

der, dass nicht alle Arbeitgeber gute 

Verlierer sind und Fehler auch ein-

gestehen können. In ihrem gekränk-

ten Stolz fühlen sich manche von 

den Gewerkschaften bedroht, wenn 

wir uns im Sinne der Arbeitneh-

merInnen durchgesetzt haben. Sie 

machen uns dann für 

Dinge verantwortlich, die 

sie durch unternehmeri-

sche Fehlentscheidungen 

selbst zu verantworten 

haben. Jüngstes Beispiel 

ist Rudolf Haberleitner, 

der Eigentümer der Nah-

versorgungskette „dayli“. Er hatte 

ganz off enbar falsch kalkuliert und 

sein Geschäftsmodell auf der Nicht-

einhaltung von Gesetzen aufge-

baut. Nun macht er die Gewerk-

schaften für sein Scheitern verant-

wortlich. 

Nicht dass uns das besonders krän-

ken würde. Herr Haberleitner ver-

geudet aber mit seinem Geschimpfe 

Energien, die er besser im Sinne sei-

ner 3.000 MitarbeiterInnen einset-

zen sollte. Denn für ihn selbst geht 

es nur um seinen gekränkten Stolz, 

Antidemokratische 
Haltung  
Wer Gewerkschaften in Frage stellt, 
stellt auch die Demokratie in Frage.

Von Wolfgang Katzian

Kommentar
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Freie Gewerkschaften stehen 
für Mitbestimmung in einer 

modernen Arbeitswelt.

 

Unternehmern und ihren politi-

schen Handlangern off enbar sehr 

verlockend vor, die Kraft der Gewerk-

schaftsbewegung und damit die 

demokratischen Rechte der Arbeit-

nehmerInnen zu schwächen und 

das politische Programm autoritär 

durchzusetzen. 

Solchen Tendenzen stellen wir 

uns mit aller Kraft entgegen. Ein 

demokratisches staatli-

ches Gemeinwesen ver-

trägt sich nicht mit patriar-

chalem Gehabe, das meint, 

einer freien Interessenver-

tretung einen bestimmten 

Platz politisch zuweisen 

zu können. Die aggressi-

ven Angriff e auf freie Gewerkschaf-

ten ziehen sich wie ein roter Faden 

durch die Geschichte autoritärer 

Staatssysteme, die versuchen, ihre 

Programme mit antidemokrati-

schen Mitteln durchzusetzen. Freie 

Gewerkschaften stehen heute für 

Mitbestimmung und für die Gestal-

tung einer modernen Arbeitswelt 

in einer funktionierenden Demo-

kratie. Die jüngst aufgetauch-

ten obskuren Ideen aus dem Team 

Stronach bestärken uns in diesem 

Einsatz und machen uns selbstbe-

wusster.  

für seine Beschäftigten jedoch um 

ihren Arbeitsplatz. 

Neuerdings wollen sich nicht nur 

Arbeitgeber, sondern auch wahlwer-

bende Gruppen mit gewerkschafts-

feindlichen Sprüchen profi lieren. 

Dass der Klubchef des Teams Stro-

nach uns erst abschaff en will, dann 

Stronach selbst wieder zurückru-

dert und uns doch wichtig fi ndet, 

aber Reformvorschläge für die KV-

Verhandlungen hat, ist skurril und 

zeigt, welches Chaos im zusammen-

gewürfelten Haufen rund um den 

alternden Milliardär herrscht. 

Ernst nehmen sollten wir aber eine 

Geisteshaltung, die in diesen Äuße-

rungen zum Ausdruck kommt. Auch 

im Wissen, dass gewichtigere Men-

schen als Stronachs Wahlkämpfer 

Sympathien für solche Haltungen 

hegen. Angesichts der sich verschär-

fenden sozialen Krise in der Europä-

ischen Union kommt es manchen 
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Aktuell
 Umverteilen. Macht. 
Gerechtigkeit.

AK-Studie: Frauen verlieren 
Geld durch Karenz
Kaske fordert Ausbau der Kinderbetreuung 

Frauen unterbrechen ihre Erwerbs-

tätigkeit für eine Kinderauszeit rela-

tiv lange und eine Karenz bringt 

Müttern massive Nachteile beim 

Erwerbseinkommen, Vätern aber 

nicht. Das ist das Ergebnis des "Wie-

dereinstiegsmonitoring" der Arbei-

terkammer. Es bestätigt die Kritik 

und die Forderungen der GPA-djp. 

AK-Präsident Kaske forderte als Kon-

sequenz u.a. einen Ausbau der Kin-

derbetreuung und den Papamonat 

in der Privatwirtschaft.

Die Untersuchung zeigt, dass Müt-

ter relativ lange unterbrechen: 

Bei Frauen, die eine Kinderauszeit 

begonnen hatten, sind nur 38 Pro-

zent zum zweiten Geburtstag des 

Kindes wieder eingestiegen, erst 

zum vierten Geburtstag waren es 

70 Prozent. Ganz anders schaut es 

bei den Vätern aus, die sich eine 

Kinderauszeit nehmen, hier ist die 

Mehrzahl nach drei Monaten wieder 

beschäftigt.

Auch beim Einkommen gibt es 

Unterschiede: So verdienten vor 

Karenzbeginn 45 Prozent der Mütter 

über 2.000 Euro brutto im Monat, 

vier Jahre danach waren es nur 

mehr 17 Prozent. Bei den Vätern sank 

dieser Anteil nur von 52 auf 50 Pro-

zent. Die Ursache dafür liegt wohl 

in der hohen Teilzeitbeschäftigung 

von Müttern und darin, dass Frauen 

nach der Karenz oft keine gleichwer-

tige Beschäftigung geboten wird.

Mehr dazu auf 

www.arbeiterkammer.at 

Wenige Superreiche auf 
der einen, dramatisch 
zunehmende Armut auf der 
anderen Seite – diese Wirk-
lichkeit gefährdet unsere 
Gesellschaft und ist die Lunte 
am Pulverfass der Eurokrise. 
Um über diese Entwicklungen 
zu debattieren und Wege aus 
der Krise zu fi nden, haben 
Gewerkschaften, Bildungs-
einrichtungen und NGOs 
aus Deutschland, Österreich 
und der Schweiz Ende Mai 
in Berlin einen internationa-
len Kongress einberufen. Aus 
Österreich beteiligen sich die 
GPA-djp und die Bundesar-
beitskammer (BAK) als Trä-
gerorganisationen.

AktivistInnen, Menschen aus 
Wissenschaft, Bewegungen, 
Gewerkschaften und Sozial-
verbänden, unter ihnen Wolf-
gang Katzian,  Richard Wil-
kinson und Frank Bsirske, dis-
kutierten und tauschten sich 
über Ideen und Konzepte, 
erfolgreiche Kampagnen und 
Aktionen aus. Eine der ent-
scheidenden Fragen: Wie 
können wir als Gewerkschafts-
bewegung in der Öffentlich-
keit ebenso wie gegenüber 
Parteien und künftigen Regie-
rungen Druck machen für 
mehr Gerechtigkeit? Denn ob 
es in ganz Europa weiterhin 
immer ungerechter zugehen 
wird, entscheidet sich 2013 
auch durch Wahlen, z. B. in 
Deutschland und Österreich 
und 2014 für das Europapar-
lament. 

Mehr dazu auf: 
www.umverteilen-macht-
gerechtigkeit.eu 

„Pensionslücke“: Einkommensschere schließen!

Die Pensionslücke zwischen Frauen und Männern – das ist die Schere 
zwischen den durchschnittlichen Alterspensionen – beträgt in Öster-
reich skandalöse 34 Prozent. Zu diesem Ergebnis kam eine Studie 
der EU. Die Ursachen: Frauen sind seltener beschäftigt als Männer, 
sie waren eine geringere Anzahl von Stunden erwerbstätig und sie 
werden im Durchschnitt schlechter bezahlt. „Das dürfen wir für weitere 
Generationen von Frauen nicht hinnehmen! Um diese Lücke in Zukunft 
zu schließen, braucht es für Frauen im erwerbsfähigen Alter jetzt 
fl ächendeckende Kinderbildungsstätten und genügend Vollzeitarbeits-
plätze“, fordert GPA-djp-Frauensekretärin Barbara Marx.
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Solide und durchsetzungsstark

M
ein Vater war in der 

Metallbranche tätig, aber 

schon in Pension und 

Hausmann. Meine Mutter arbeitete 

im Krankenhaus Lainz. Ich war der 

vierte Sohn und Nachzügler. Also 

zog mich zu Hause mein Vater auf.“ 

Eine recht ungewöhnliche Fami-

liensituation im Wien der 50er-, 

60er- Jahre. „Heute arbeiten wir 

an diesem Gesellschaftsmodell“, 

erklärt Rudolf Kaske verschmitzt im 

Interview.

Der inzwischen 58-Jährige trägt 

einen hellen Sommeranzug und eine 

sportliche Brille – er wirkt sehr solide, 

glauben auch, dass Rudi Kaske seit 

fast 40 Jahren ununterbrochen für 

österreichische ArbeitnehmerIn-

nenorganisationen arbeitet. Woher 

stammt dieses Engagement? 

Frühes Engagement

Kaske deutet mit dem Kopf in Rich-

tung des Stadtparks und des gro-

ßen Gebäudes des Hotels Inter-

Continental. Er habe in einem der 

damals lediglich zwei Wiener Spit-

zenhotels Koch gelernt. „Unser Per-

sonalchef war Reservist beim Bun-

desheer, da war auch in der Küche 

der Umgangston etwas rauer.“ In 

Ein ungewöhnliches Familienmodell, ein strenger 
Personalchef und Erfolge bei Kochwettbewerben – das 
war für Rudolf Kaske Ansporn genug, um sich für die 
Interessen der ArbeitnehmerInnen stark zu machen.
Von Heike Hausensteiner
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Rudi Kaske, seit Frühjahr 2013 Präsident der AK.

aber keinesfalls abgehoben. Kaske, 

den alle „Rudi“ nennen, ist Öster-

reichs oberster ArbeitnehmerInnen-

vertreter. Als Chef der Wiener Arbei-

terkammer (AK) ist er auch Präsident 

der Bundesarbeitskammer und über-

nahm bereits im Frühjahr die Agen-

den vom langjährigen AK-Präsiden-

ten Herbert Tumpel.

Im hellen Präsidenten-Büro im 5. 

Stock des AK-Gebäudes in der Prinz-

Eugen-Straße dominiert der Blick 

ins Grüne, über die Baumwipfel des 

Belvedere-Gartens hinaus. Kaum 

zu glauben, dass man sich inmit-

ten von Wien befi ndet. Kaum zu 
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Arbeiterkammer

dem US-amerikanischen Unterneh-

men gab es bereits eine Stechuhr. 

„Aber jeder, der in einem Dienst-

leistungsbetrieb arbeitet, weiß, 

dass ein Acht-Stunden-Tag nicht 

immer eingehalten wird“, so der AK-

Präsident.

Die langen Haare sind längst einer 

strengen Kurzhaarfrisur gewichen. 

Aber damals, in den 70er-Jahren, 

sagte der Direktor dem Flower- 

Power-Anhänger Rudi und seinen 

Kollegen: „Hier habt ihr zehn Schil-

ling, damit ihr zum Friseur gehen 

könnt.“ Den gab es im Hotel zwar 

und man nahm die zehn Schilling, 

aber die Haare ließ man sich erst 

recht nicht schneiden. Stattdessen 

setzte der junge Kaske ein Haarnetz 

durch, das es unter der 

Kochhaube zu tragen galt. 

Um den hygienischen Vor-

schriften in der Großküche 

zu genügen, versteckten 

manche ihre Haarpracht 

sogar unter einer Perücke.

Er habe bei Kochwettbe-

werben mehrere Preise gewon-

nen, erinnert sich Kaske. Das habe 

ihm Selbstbewusstsein gegeben. 

Bald engagierte er sich als Mit-Ini-

tiator der „Initiative M“ wie „Mitbe-

stimmung“. Das Ziel: Jugendlichen 

eine eigenständige Vertretung im 

Betrieb zu sichern. Als 1972 die 

Regierung unter Bruno Kreisky das 

Gesetz zur Gründung von „Jugend-

vertrauensräten“ beschloss, wurde 

Rudi Kaske einer der ersten Jugend-

vertrauensräte in Österreich.

1974 tauschte er die Kochstelle im 

amerikanischen „Interconti“ mit 

einer Anstellung bei der Gewerk-

schaft, wo er in verschiedenen Sta-

tionen die Karriereleiter weiter hin-

aufstieg. Zunächst war er Jugend-

sekretär der Gewerkschaft Hotel, 

Gastgewerbe, Persönlicher Dienst 

(HGPD). Mit 32 Jahren wurde er 

deren jüngster Zentralsekretär – 

um 1995 Vorsitzender der Gewerk-

schaft HGPD zu werden. 

2006 übernahm er bis zum Vorjahr 

den Vorsitz in der neu gegründe-

ten Gewerkschaft „vida“ (Spanisch: 

„Leben“), in der die Eisenbahner 

und die Vertreter für Handel und 

Verkehr mit den Beschäftigten aus 

dem Gastgewerbe-, dem Sozial- 

und Gesundheitsbereich und den 

Dienstleistungsberufen in einer 

Gewerkschaft zusammengeschlos-

sen wurden. 

Überstunden reduzieren

Als Gewerkschaftsvorsitzender hat 

sich Kaske den Ruf erworben, durch-

setzungsstark zu sein. Er ermög-

lichte etwa als HGPD-Chef die Fünf-

Tage-Woche im Tourismus und als 

vida-Vorsitzender 1.300 Euro Min-

destlohn für das Reinigungsge-

werbe sowie im Hotel- und Gastge-

werbe. Jetzt sind dem Präsidenten 

der Bundesarbeitskammer die vie-

len Überstunden ein Anliegen. 

Denn von den rund 300 Millionen 

Überstunden, die laut dem Österrei-

chischen Gewerkschaftsbund (ÖGB) 

pro Jahr in Österreich geleistet wer-

den, sind 69 Millionen unbezahlte 

Überstunden. Kaske plädiert daher 

wie der ÖGB für eine Abgabe von 

einem Euro, die die Unternehmer 

pro Überstunde zahlen sollen. Diese 

Maßnahme könnte die Gesamtzahl 

der Überstunden reduzieren und 

ins Arbeitsmarktbudget und an die 

Krankenkassen fl ießen. Festhalten 

wird er auch an der Forderung nach 

einer sechsten Urlaubswoche: Nach 

dem Rucksack-Prinzip sollen nach 

angesammelten 25 Beschäftigungs-

jahren – egal bei wie vielen Betrie-

ben – alle ArbeitnehmerInnen dar-

auf Anspruch haben.

Neben Arbeit hat sich der neue AK-

Chef Bildung als zweites wichti-

ges Thema vorgenommen. Insbe-

sondere für die Fachhochschulen 

wünscht er sich mehr Fördermittel 

und mehr Studienplätze. Das ist für 

ihn auch eine Frage der sozialen 

Gerechtigkeit. An Fachhochschu-

len studieren nämlich traditionell 

mehr Arbeiterkinder. Drittens setzt 

sich Kaske für „leistbares Wohnen“ 

nicht nur in den Städten ein: Es 

sollen verstärkt soziale, also staat-

lich geförderte Wohnungen gebaut 

werden, dabei aber auch die sozi-

ale Infrastruktur mitberücksichtigt 

werden. Damit meint er etwa  den 

Ausbau des Angebots an Pfl ege und 

Betreuung sowie Kinderbetreu-

ungsplätze. Die Arbeiterkammer 

sieht hier eklatanten Nach-

holbedarf insbesondere in 

ländlichen Gebieten und 

fordert, dass dafür mehr 

Geld aus den EU-Fonds ver-

wendet wird. Schließlich 

seien diese Gelder nicht 

nur für die Landwirtschaft 

im engeren Sinn, sondern 

für die Entwicklung des ländlichen 

Raums generell gedacht.

Auf die Frage, was sich Kaske von 

den kommenden Wahlen erwar-

tet, antwortet er: „Ich wünsche 

mir eine stabile Regierung, die Res-

pekt vor den Leistungen der Arbeit-

nehmerinnen und Arbeitnehmer 

hat und ihre berechtigten Anlie-

gen ernst nimmt. Wir sind Anwalt 

der ArbeitnehmerInnen“, sagt der 

AK-Präsident. Wenn er das betont, 

drückt er auch seine Hoff nung aus, 

dass sich an den AK-Wahlen 2014 

möglichst viele ArbeitnehmerInnen 

beteiligen. Daran will Kaske arbei-

ten, indem er unter anderem zahl-

reiche Betriebe in Wien besuchen 

wird. Zum Kochen hat er ohnehin 

kaum mehr Zeit. Außer es kommen 

Gäste, die er dann zu Hause gerne 

in die große weite Welt des Kochens 

entführt. 

„Ich wünsche mir Respekt 
vor den Leistungen der 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.“
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H
ört auf uns zu retten!“, 

appelliert die griechi-

sche  Psychologin Katerina 

Notopoulou, eine der Mitinitiato-

rinnen des Solidaritätsprojekts „Kli-

nik der Solidarität“ in Thessaloniki, 

und meint damit jene strengen Auf-

lagen, die von der Troika, bestehend 

aus EU-Kommission, Europäischer 

Zentralbank (EZB) und Internatio-

nalem Währungsfonds (IWF), dem 

griechischen Staat verordnet wur-

den. Die Folgen dieser Maßnahmen, 

die insbesondere Sparmaßnahmen 

im Sozial- und Gesundheitsbereich 

beinhalten, sind für die Mehrheit 

der griechischen Bevölkerung ver-

heerend. Durch die Wirtschaftskrise 

ist inzwischen ein Viertel der Bevöl-

kerung ohne Arbeit. Unter den jun-

gen Menschen liegt die Arbeitslosig-

keit inzwischen bei über 60 Prozent. 

Die Mindestlöhne und das Arbeitslo-

sengeld wurden drastisch gekürzt, 

die Pensionen sanken um 20 bis 30 

Prozent. Ein Drittel der Griechinnen 

und Griechen lebt derzeit unter der 

Armutsgrenze. 

„Neben der unmittelbaren Not und 

Verzweifl ung ist besonders schlimm, 

dass gewachsene Strukturen des 

Sozial- und Gesundheitssystems 

schlagartig vernichtet werden und 

keine Hoff nung besteht, dass sie wie-

der errichtet werden“, so Katerina 

Notopoulou. Das griechische Gesund-

heitssystem wurde in den Achtziger-

jahren großzügig ausgebaut und galt 

als vorbildlich. Nun ist alles anders. 

Wer arbeitslos ist, verliert jeden Ver-

sicherungsschutz. Inzwischen sind 

40 Prozent der Bevölkerung nicht 

versichert. Viele staatliche Gesund-

heitszentren und Krankenhäu-

ser wurden geschlossen. Steigende 

Selbstbehalte machen Gesundheits-

leistungen für die Bevölkerung zum 

unerschwinglichen Gut. Kein Wunder, 

dass längst überwunden geglaubte 

Krankheiten wieder auftreten, oder 

sich Menschen dringende Zahnbe-

handlungen nicht mehr leisten kön-

nen. Durch die allgemeine Hoff nungs-

losigkeit steigen auch psychische 

Erkrankungen und Depressionen.

Grundlegende Bedürfnisse 

„Wir wollten nicht mehr zusehen, 

wie die öff entlichen Institutionen 

nicht mehr in der Lage sind, grund-

legende Bedürfnisse der Bevölkerung 

zu befriedigen und nahmen uns das 

Motto  ‚Etwas zu sagen ist etwas zu 

tun!‘ von José Martí zu Herzen“, so 

Notopoulou.  ÄrztInnen, Kranken-

pfl egerInnen und TherapeutInnen 

gründeten im Herbst 2011 die „Kli-

16

„Hört auf, uns zu retten!“ 
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Das Projekt „Klinik der Solidarität“ will neben konkreter 
Hilfe auch die solidarische Politik als Alternative zur 
einseitigen Sparpolitik in Europa propagieren.
Von Martin Panholzer

Verarmtes Stadtviertel in Athen. 
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Griechenland

nik der Solidarität“ im nordgriechi-

schen Thessaloniki. Ursprünglich war 

diese Klinik für die medizinische Ver-

sorgung von Flüchtlingen gedacht, 

inzwischen wird sie täglich weit über 

diese Zielgruppe hinaus von über 100 

PatientInnen in Anspruch genom-

men. Die Ambulanz befi ndet sich 

in den Räumlichkeiten des Gewerk-

schaftsdachverbandes GSEE und 

wird selbstverwaltet geführt, alle 

Beteiligten arbeiten ehrenamtlich. In 

einer Apotheke erhalten die Patien-

tInnen kostenlos Medikamente und 

die Ambulanz bietet auch kostenlose 

Schutzimpfungen für Kinder an, da 

sich viele Eltern diese nicht mehr leis-

ten können.

Politisches Projekt 

Die Klinik arbeitet unabhängig von 

politischen Institutionen, versteht 

sich aber als politisches Projekt. „Wir 

verbinden unsere Arbeit mit dem 

politischen Engagement gegen Sozi-

alabbau, Rechtsextremismus und 

Rassismus. Inzwischen ist die ökono-

mische und soziale Krise von einer 

schweren politischen Krise beglei-

tet. Rechtsradikale, off en faschisti-

sche Gruppierungen treten immer 

selbstbewusster und militanter  in 

Erscheinung und versuchen, die 

Not im Lande für ihre politischen 

Ziele zu nutzen. Einrichtungen wie 

unsere Klinik sollen auch ein Ort 

sein, wo gegen die um sich grei-

fende Hoff nungslosigkeit Kraft und 

konkrete Solidarität entwickelt wer-

den“, erklärt Katerina Notopoulou.

Die Klinik fi nanziert sich ausschließ-

lich aus Spendengeldern, die Lan-

desstelle des Gewerkschaftsverban-

des übernimmt die Kosten für Miete, 

Strom und Heizung. Die gesammel-

ten Spenden fl ießen direkt in die Ver-

sorgung der PatientInnen und wer-

den für Medikamente, Schutzimp-

fungen, zahnmedizinisches Material 

usw. verwendet.  

Griechenland kein Einzelfall

Wolfgang Greif, Internationaler Sekretär der GPA-djp

„Uns ist völlig klar, dass man Griechenland 
nicht mit Spendengeldern retten kann. Spenden ersetzen 
nicht das Ringen um den notwendigen Kurswechsel in der 
EU. Wir haben uns aber entschlossen, dieses Projekt zu unter-
stützen, weil es die Möglichkeit bietet, anhand der konkreten 
Betroffenheit  aufzuzeigen, wohin falsche Prioritäten in der Politik 
führen. Die zunehmende Verarmung breiter Bevölkerungsteile ist 
ja längst kein Phänomen allein der griechischen Gesellschaft. 
Kommt es zu keinem Kurswechsel, wird aus der ökonomischen 
und sozialen Krise eine politische Krise der gesamten Europäi-
schen Union, die ihre Grundfesten in Frage stellt. Der von den 
Anhängern der Austeritätspolitik  erhoffte Aufschwung ist weit 
und breit nicht in Sicht. Im Gegenteil, durch die einseitigen Spar-
maßnahmen werden immer mehr Volkswirtschaften in die Rezes-
sion getrieben. Die unter dem Titel Griechenlandrettung bereitge-
stellten 
Milliarden sind jedenfalls nicht bei jenen Menschen angekom-
men, die Hilfe benötigen, im Gegenteil, ihre Situation hat sich 
verschlimmert. Daher brauchen wir statt solcher Rettungspakete, 
die in Wirklichkeit das europäische Bankensystem und das Ver-
mögen der Einleger gerettet haben, Maßnahmen und Aufbaupro-
gramme, die den Menschen in Europa Arbeit, Hoffnung und vor 
allem den jungen Menschen wieder Perspektive geben.“

 Spenden

weltumspannend arbeiten
Kto.Nr:  46610093809
BLZ: 14 000 (BAWAG PSK)
IBAN: 
AT091400046610093809
BIC: BAWAATWW

Alle gesammelten Spenden 
werden zu 100 % direkt an 
die „Klinik der Solidarität“ 
übergeben.

www.klinik-der-solidaritaet.at
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Die „Klink der Solidarität“ in Thessaloniki bietet für 
Bedürftige kostenlos medizinische Versorgung an.
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F
ür eine Gewerkschaft ist der 

Abschluss eines neuen Kollek-

tivvertrages immer ein beson-

deres Ereignis. Es setzt den Schluss-

punkt unter einen oft mühsamen 

und langwierigen  Prozess. Aber –

vier Jahre? So lang hat die Journalis-

tengewerkschaft in der GPA-djp mit 

dem VÖZ (Verband österreichischer 

Zeitungen) über ein neues Vertrags-

werk für Tages- und Wochenzei-

tungen verhandelt. Die Ausgangs-

lage war denkbar schwierig: Auf-

seiten der JournalistInnen stand 

der Wunsch nach einem fl ächen-

deckenden KV, der auch die immer 

häufi ger ausgegliederten Bereiche 

erfasst  und das immer drückendere 

Problem der „Freien“ (tatsächlich 

überwiegend prekäre Dienstverhält-

nisse) löst. Aufseiten der Unterneh-

mer gab  es immer mehr Medien, 

die den Kollektivvertrag durch die 

verschiedensten Umgehungskon-

struktionen brachen. Und es gab 

(und gibt es wohl auch immer noch) 

Medienunternehmen, die Kollektiv-

verträge grundsätzlich ablehnen. 

Die vergangenes Jahr erfolgte, durch 

eine öff entliche Protestaktion wie-

der rückgängig gemachte Kündi-

gung des Vertrages durch den VÖZ 

hat gezeigt, dass ein „vertragslo-

ser Zustand“ zumindest für einige 

Medienunternehmen mehr als eine 

theoretische Denkmöglichkeit ist.

Sicherheit für alle

Das Ergebnis der Verhandlungen: 

Um den Preis des Verzichts auf zwei-

mal 50 Prozent Sonderzahlung („15. 

Gehalt“) wird es in Österreich auch 

künftig einen fl ächendeckenden KV 

geben, und das bedeutet Sicherheit 

für alle, die sich schon bisher im Gel-

tungsbereich dieses Vertragswer-

kes befanden. Zusätzlich geschaff en 

wurde die Möglichkeit, unbezahlte 

Freizeit („Sabbatical“) zu nehmen, 

die Aspirantenzeit wurde verkürzt.

Vom VÖZ bekamen wir die – zu 

einem großen Teil bereits erfüllte 

Zusage – dass ausgegliederte 

Unternehmensteile und Online-

Redaktionen wieder in den KV 

zurückgeführt werden. Klarer als 

bisher wurde auch der Tätigkeits-

bereich der „Freien“ defi niert. Tat-

sächlich führte auch das bereits zu 

Anstellungen. 

Urabstimmung 

Die letzte Hürde war dann noch 

eine „bürokratische“. Es galt, unter 

den Gewerkschaftsmitgliedern all 

jene herauszufi ltern, für die dieser 

Kollektivvertrag zur Anwendung 

kommen soll. Damit wollten wir 

sicherstellen, dass ausschließlich 

die tatsächlich Betroff enen über 

ihren neuen KV abstimmen. Umso 

erfreulicher ist das Ergebnis dieser 

überwältigenden, mehr als 90-pro-

zentigen Zustimmung, die auch 

den Auftrag an die Gewerkschaft 

darstellt, die Einhaltung unseres 

neuen Kollektivvertrages sorgfältig 

und energisch zu überwachen.  

Erfolg nach Erfolg nach vier Jahrenvier Jahren
Der neue Kollektivvertrag für Tages- und Wochenzeitungen 
bringt Sicherheit und faire Bedingungen.
Von Franz C. Bauer
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KV Chemische Industrie: 
Bis zu 3,8 Prozent plus  
Deutliches Einkommensplus in wichtiger 
Industriebranche erreicht.

Bei der vierten Runde der Kollektiv-

vertragsverhandlungen der Chemi-

schen Industrie Anfang Mai konn-

ten die Gewerkschaften GPA-djp 

und PRO-GE einen Abschluss erzie-

len: Für die rund 50.000 Beschäf-

tigten der Branche bedeutet dies 

ein Gehaltsplus von 3,3 Prozent bei 

den Mindestlöhnen und -gehältern 

sowie eine  Erhöhung der IST-Löhne 

und -Gehälter um 3,2 Prozent. In 

beiden Fällen steigen die Löhne und 

Gehälter aber um mindestens 63 

Euro. Ergibt der Erhöhungsprozent-

satz weniger als 63 Euro, so werden 

diese Löhne und Gehälter um den 

Mindestbetrag von 63 Euro erhöht. 

Dies ergibt eine Erhöhung der nied-

rigsten Löhne und Gehälter von bis 

zu 3,8 Prozent.

„Vor allem die BezieherInnen der 

unteren Einkommensgruppen konn-

ten wir durch den Mindestbetrag 

besonders berücksichtigen und 

deren Einkommen stark erhöhen", 

betonen die Verhandlungsführer 

Roman Krenn (GPA-djp) und Alfred 

Artmäuer (PRO-GE).

Den schwierigen Verhandlungen vor-

ausgegangen waren Proteste und 

eine BetriebsrätInnen-Konferenz 

mit rund 350 TeilnehmerInnen Ende 

April in Wien. Diese Demonstration 

an Solidarität hat die Verhandlung 

in der entscheidenden vierten Runde 

maßgeblich vorangetrieben.

Mehr zum Chemie-KV auf:

www.gpa.djp.at 

Medien

Arbeitswelt

Sommerzeit - Hitzezeit

Gibt es einen Anspruch auf 
„Hitzeferien“? Das fragen 
sich viele ArbeitnehmerIn-
nen bei hochsommerlichen 
Temperaturen am Arbeits-
platz. Leider existiert für „Hit-
zeferien“ keine gesetzliche 
Grundlage. Auch bei Außen-
temperaturen von 35 Grad 
oder mehr müssen Arbeitneh-
merInnen an ihrem Arbeits-
platz ausharren.

Unbestritten ist jedoch, dass 
an heißen Tagen Konzen-
tration und Leistungsfähig-
keit bei körperlicher wie bei 
geistiger Tätigkeit rapide 
abnehmen. Die Arbeitsqua-
lität sinkt, während Fehler-
anfälligkeit und Unfallrisiko 
steigen. Aus diesen Gründen 
treffen den/die Arbeitgebe-
rIn während einer Hitzeperi-
ode zumindest ein paar Ver-
pfl ichtungen. Im Rahmen der 
Fürsorgepfl icht ist der/die 
ArbeitgeberIn angehalten, 
der Gefahr einer Gesund-
heitsbeeinträchtigung der 
Beschäftigten (Kreislaufbe-
schwerden, Kollaps, Sonnen-
stich etc.) nach Möglichkeit 
entgegenzuwirken.

Wenn Sie noch Fragen zum 
Thema Hitze und Arbeit 
haben, beraten Sie die 
ExpertInnen der GPA-djp 
gerne. Nähere Informationen 
auch unter: 
www.gpa-djp.at

Arbeitskampf bei Amazon
Solidarische Unterstützung für den Arbeitskampf der Beschäftigten 
bei Amazon kündigte GPA-djp-Vorsitzender Wolfgang Katzian an: 
„Die Beschäftigten von Amazon gehen in Deutschland mit Unter-
stützung der Gewerkschaft ver.di auf die Straße, um für ihre faire 
Entlohnung zu kämpfen. Es ist untragbar, dass Amazon sich nach 
wie vor weigert, einen Tarifvertrag anzuwenden. Es hat sich ja 
schon nach den Vorwürfen wegen des Umgangs mit Leiharbeite-
rInnen gezeigt, wie wichtig betriebsrätliche und gewerkschaftliche 
Strukturen für die Gestaltung von Arbeitsbeziehungen und Mindest-
standards sind.“ 
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D
ie Vereinbarung im Kollek-

tivvertrag der Elektro- und 

Elektronikindustrie sieht 

vor, dass durch kollektivvertragli-

che Rahmenregelungen über eine 

Betriebsvereinbarung den einzelnen 

ArbeitnehmerInnen die Möglichkeit 

eröff net wird, statt der Ist-Gehalts-

erhöhung – ab 1. Mai gibt es 2,8 bzw. 

3 Prozent brutto mehr – künftig im 

selben Ausmaß kürzer zu arbei-

ten. Das bedeutet, dass die Arbeits-

zeit nachhaltig bis zu 60 Stunden 

pro Jahr reduziert wird. Bei einer 

38,5-Stunden-Woche kann dieser 

Tausch Geld gegen Freizeit gut ein-

einhalb Wochen mehr bezahlte Frei-

zeit bedeuten.

„Die bisherige Resonanz auf diese 

Vereinbarung ist positiv. Da große 

Unternehmen, wie Siemens und 

Infi neon, über eine Betriebsverein-

barung verhandeln, steht für etwa 

zwei Drittel der Beschäftigten der 

Branche diese Option im Raum“, so 

GPA-djp-Verhandler Bernhard Hirn-

schrodt.

Wenn in einem Unternehmen eine 

freiwillige Betriebsvereinbarung 

zustande gekommen ist, können die 

einzelnen Beschäftigten ihrerseits 

mit dem Arbeitgeber vereinbaren, 

dass Sie anstelle der IST-Gehaltser-

höhung zusätzliche bezahlte Frei-

zeit erhalten. Die Zustimmung des 

Arbeitgebers ist aber notwendig und 

es existiert kein Rechtsanspruch. Der 

Arbeitgeber kann aber andererseits 

auch keine derartige Vereinbarung 

anordnen. Gibt es keinen Betriebs-

rat, können die ArbeitnehmerIn-

nen nur dann anstelle der vorgese-

henen Gehaltserhöhung zusätzli-

che Freizeit vereinbaren, wenn dies 

der Arbeitgeber mit den Gewerk-

schaften vereinbart. Auch Teilzeit-

beschäftigte haben die Möglichkeit, 

eine Vereinbarung mit aliquotem 

Anspruch zu schließen. Die zusätz-

liche bezahlte Freizeit ist auf einem 

eigenen Zeitkonto zu erfassen. Der 

Freizeitanspruch wird monatlich auf 

diesem Zeitkonto gutgeschrieben.

Option für Option für mehr Freizeit  mehr Freizeit  
Bei der Kollektivvertragsrunde in der Elektro- und Elektronikindus trie 
wurde mit der Freizeitoption ein neues und innovatives Modell der 
Arbeitzeitgestaltung vereinbart.    
Von Martin Panholzer

©
 m

ag
an

n,
 F

ot
ol

ia
.c

om

Die Möglichkeit der Freizeitoption 
steht für alle offen. Es gibt verschie-
dene Lebensphasen, in denen eine 
solche Option Sinn macht, und diese 
Phasen sind nicht nur altersbezogen.
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Kollektivvertrag

Variable Umsetzung

Der Verbrauch der bezahlten Frei-

zeit ist variabel umsetzbar. Möglich 

ist eine Verringerung der regelmä-

ßigen wöchentlichen Arbeitszeit, ein 

stundenweiser, variabler Verbrauch 

oder in ganzen Tagen bzw. Wochen. 

„Für uns war sehr wichtig, dass die 

Möglichkeit der Freizeitoption für 

alle off en steht. Es gibt verschiedene 

Lebensphasen, in denen eine solche 

Option Sinn macht und diese Pha-

sen sind nicht nur altersbezogen“, so 

Bernhard Hirnschrodt. Die Arbeitge-

ber hatten das Modell nur für über 

50-Jährige vorgeschlagen. „Wir wol-

len keine allgemeinen Empfehlun-

gen abgeben. Wichtig ist die Frage, 

ob den Beschäftigten die zusätzliche 

Freizeit die ausfallende Gehaltser-

höhung Wert ist, das hängt viel mit 

den persönlichen Werthaltungen 

in einer bestimmten Lebensphase 

zusammen, das können familiäre 

Verpfl ichtungen oder gesundheitli-

che Aspekte sein“, so Hirnschrodt.

Positive Resonanz

„Ich bin mir sicher, dass in unserem 

Unternehmen viele Beschäftigte 

quer durch alle Altersgruppen diese 

Regelung in Anspruch nehmen wer-

den und ich werde mich dafür ein-

setzen, dass die Möglichkeit auch 

über das heurige Jahr hinaus erhal-

ten bleibt“, freut sich der Zentralbe-

triebsrat von Infi neon Harald Zebe-

din über das Zustandekommen der 

Regelung in seinem Unternehmen. 

Aber nicht überall läuft es so positiv 

wie bei Infi neon. 

„Ich bin über das Verhalten unse-

rer Konzernverantwortlichen sehr 

enttäuscht“, formuliert etwa der 

Betriebsratsvorsitzende der Vorarl-

berger Tridonic GmbH (Zumtobel-

Konzern) Erich Zucalli, der sich im 

KV-Verhandlungsteam für diese 

Option stark gemacht hat. „Da spre-

chen die Unternehmer immer von 

der notwendigen Flexibilität und 

kritisieren die Blockadehaltung der 

Gewerkschaften. Dann gibt es eine 

wirklich innovative, fl exible Verein-

barung und dann heißt es, das geht 

noch nicht. Ich werde aber sicher 

weiter für diese Option kämpfen, 

weil ich weiß, dass viele Kolleginnen 

und Kollegen Interesse an dieser 

Möglichkeit haben“, so Zucalli. Gene-

rell ist die positive Resonanz bei den 

Betriebsräten off enbar größer als 

bei vielen Geschäftsführungen von 

Unternehmen.

Lebensphasengerechte 
Arbeitszeit
Auch vonseiten der Wissenschaft 

kommt Zustimmung: Johannes 

Gärtner von der Beraterfi rma Ximes, 

der sich schon lange mit Möglich-

keiten der fl exiblen Arbeitszeitge-

staltung beschäftigt, erklärt: „Ich 

bin davon überzeugt, dass derarti-

gen Modellen die Zukunft gehört. 

Die Freizeitoption ist ein innovativer 

Schritt und zielt in die richtige Rich-

tung der lebensphasengerechten 

Arbeitszeitgestaltung. Dieses Thema 

wird die Sozialpartner in Zukunft 

sicher noch stärker beschäftigen.“

Ob ähnliche Modelle auch in ande-

ren Branchen umgesetzt werden, 

bleibt off en „Wir sind jedenfalls 

bereit, über diese Möglichkeit auch 

in anderen Bereichen zu sprechen. 

Natürlich hat jede Branche ihre spe-

zifi schen Bedingungen und für Nied-

riglohnbranchen ist diese „Tausch-

option“ sicher kein geeigneter Weg. 

Wichtig ist die absolute Freiwillig-

keit und das Eingehen auf die spezi-

fi schen Bedürfnisse der Beschäftig-

ten. Oberste Priorität bleibt aber bei 

allen Gehaltsrunden die nachhaltige 

Sicherung der Kaufk raft“, so der stv. 

Bundesgeschäftsführer der GPA-djp 

Karl Proyer.  

Mehr Freizeit statt mehr Geld  –
ein neuer Weg im Kollektivvertrag.

Freizeitanspruch – 
worauf ist zu achten!

Anstelle der 3-prozentigen Ist-
Lohn- bzw. Gehaltserhöhung 
können ArbeitnehmerInnen 
zusätzliche bezahlte Freizeit 
von mindestens 60 Stunden 
pro Jahr vereinbaren. Die ver-
einbarte zusätzliche Freizeit 
gilt nachhaltig und nicht nur 
für ein Jahr, sondern gebührt 
jedes Jahr.

Verwendungsmöglichkeiten:

Der zusätzliche Freizeitan-
spruch kann:

•  zur Verringerung der 
wöchentlichen Arbeitszeit 
verwendet werden

•  stundenweise variabel ver-
braucht werden

•  in ganzen Tagen oder 
ganzwöchig verbraucht 
werden

Die zusätzliche Freizeit 
muss nicht in jenem Jahr ver-
braucht werden, in dem der 
Anspruch entstanden ist. 
Ansprüche mehrerer Jahre 
können angesammelt und für 
eine längere Freizeitphase 
verwendet werden. Die Ver-
einbarung gilt in jenem 
Betrieb, in  dem sie abge-
schlossen wurde, die Mit-
nahme bei Arbeitgeberwech-
sel ist nicht möglich. 
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Bewusst parteilich
Wer den Augustin kauft, unterstützt nicht nur den Kolporteur. 
Gestärkt wird auch ein Journalismus, der sich jenen Menschen 
widmet, die an den Rand der Gesellschaft gedrängt wurden.
Von Alexia Weiss

V
or 15 Jahren änderte sich für 

Traude Lehner von einem Tag 

auf den anderen alles. Sie war 

nach Italien gegangen, um dort im 

Gastgewerbe zu arbeiten. Und ver-

liebte sich. 13 Jahre war sie mit ihrem 

damaligen Lebensgefährten liiert. 

„Und dann habe ich ihm eines Tages 

vom Balkon gewinkt – und 20 Minu-

ten später gab es weder ihn noch 

das Auto mehr.“ Die Verwandtschaft 

speiste sie mit damals umgerech-

net 7.000 Schilling ab. Eine Zeitlang 

kam sie noch halbwegs über die Run-

den, zuerst mit Servieren, später im 

Telefonverkauf. „2002 ist dann der 

Euro gekommen und über Nacht ist 

alles wahnsinnig teuer geworden. 

Ich konnte nicht einmal mehr meine 

kleine Wohnung zahlen. Und da habe 

ich mir gedacht, obdachlos sein kann 

ich auch zu Hause. Und da bin ich 

wieder nach Wien gekommen. Zwei-

einhalb Jahre habe ich dann in einem 

Obdachlosenheim gelebt.“

In der Arbeitswelt konnte Lehner, 

heute 58 Jahre alt, nicht mehr Fuß 

fassen. Ihre Hände schmerzen, selbst 

ein paar Worte mit einem Stift zu 

Papier zu bringen, verursacht ihr 

Qualen. Obdachlos ist sie allerdings 

nicht mehr. Mit ihrem nunmehri-

gen Mann lebt sie in einer kleinen 

Gemeindewohnung. Sie bezieht 

Mindestsicherung, er, nach einem 

Herzinfarkt derzeit rekonvaleszent, 

bekommt Notstandshilfe. Gemein-

sam verfügen sie im Monat über 

1.130 Euro. Kennengelernt haben sie 

einander beim Augustin. Ihn hatten 

zuvor zwei Scheidungen fi nanziell 

ins Straucheln gebracht. Gemein-

sam spielen sie heute bei der Augus-

tin-Theatergruppe „11% K.Theater“. 

Die ist inzwischen „unsere zweite 

Familie“.

Kolportage

Wenn Traude Lehner mit ein paar 

Augustin-Heften in der Hand über 

den Naschmarkt geht, bleibt sie bei 

jedem Lokal stehen, spricht freund-

lich Leute an. „Manchmal kaufen 

drei auf einmal einen Augustin. 

Dann dauert es wieder ein bissl. 

Man kann es nicht vorhersagen.“ 

Auch ihr Mann ist Augustin-Kolpor-

teur. Insgesamt verkaufen heute 

Traude Lehner geht mit Augustin-Heften in der Hand über den Naschmarkt, spricht freundlich Leute an. „Manchmal kaufen 
drei auf einmal einen Augustin. Dann dauert es wieder ein bissl.“
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Augustin

rund 500 von Armut betroff ene 

Menschen die 1995 vom Journalisten 

Robert Sommer mitbegründete Zei-

tung. Die ersten 15 Hefte erhalten die 

KolporteurInnen umsonst. Danach 

müssen sie jeweils die Hälfte des 

Verkaufspreises zahlen, wenn sie in 

der Augustin-Redaktion in der Rein-

prechtsdorferstraße ihre Exemplare 

abholen.

Unabhängigkeit

Von Anfang an wurde das Blatt ohne 

öff entliche Förderungen produziert, 

betont Sommer gegen-

über der KOMPETENZ. Ein-

nahmequellen sind heute 

der Verkauf, die Unterstüt-

zung durch 333 private 

„LiebhaberInnen“, aber 

auch Inserate. „Damals lag 

die Gründung solch eines Projekts 

in der Luft. Es gab auch andere, die 

so etwas geplant haben. Sie wollten 

aber zuerst öff entliche Mittel aufstel-

len. Das wollten wir gar nicht. Und so 

konnten wir uns durchsetzen.“ Sich 

selbst zu fi nanzieren bedeutet auch 

nicht abhängig zu sein – und das zu 

machen, was Sommer wichtig ist: 

„Parteilichen Journalismus. Wenn 

jemand nicht zum dritten Mal in 

einem AMS-Kurs sitzen will, wo ihm 

beigebracht wird, wie man sich rich-

tig bewirbt, dann interessiert uns nur 

seine Perspektive. Sonst keine.“

Spezieller Fokus

Der Augustin hat aber auch als ein-

ziges Medium den Daumen auf The-

men, die andere Zeitungen nicht so 

behandeln könnten. „Wir haben den 

Fokus auf Institutionen, die Men-

schen nicht würdig behandeln: 

Heime, Geriatrie-Einrichtungen, Psy-

chiatrien, Obdachlosenasyle. Hier 

lebt man fast in strafvollzugsähnli-

chen Zuständen. Sexualität in Alters-

heimen ist zum Beispiel bis heute 

tabuisiert. Die Mahlzeitenausgabe 

orientiert sich allein an den Bedürf-

nissen der Verwaltung. Das Recht 

auf Intimität in dem Zimmer, für das 

man bezahlt, ist oft nicht gegeben. 

Und man muss um Erlaubnis fragen, 

wenn man Besuch erhält.“

Traude Lehner und ihr Mann schrei-

ben auch ab und zu im Augustin. 

Wenn sie etwas veröff entlichen, 

bekommen sie so wie alle anderen 

AutorInnen – ob JournalistInnen, 

ExpertInnen oder eben Betroff ene – 

90 Euro für einen einseitigen Beitrag 

bezahlt. „Wir wollten von Anfang 

an weg von der Ehrenamtlichkeit“, 

betont die Sozialarbeiterin Riki Par-

zer, wie Sommer Mitbegründerin 

des Projekts. Auch im Bereich Sozi-

alarbeit geht der Augustin andere 

Wege. Man wirke etwa nicht auf die 

Kolporteure ein, mit den Einnahmen 

zunächst einmal die Schulden zu til-

gen. Die SozialarbeiterInnen hier sind 

vor allem eines: Anlaufstelle, wenn 

die KolporteurInnen Sorgen und Pro-

bleme haben – mit Kunden, im All-

tag, aber auch mit anderen Augus-

tin-VerkäuferInnen.

Sozialer Anschluss

Ein Drittel der Kolporteure kommt 

heute aus Österreich, ein Drittel aus 

Der Augustin hat den Daumen
auf Themen, die andere 

Zeitungen so nicht bringen.
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Osteuropa, ein Drittel aus Afrika. 

Das ist nicht immer leicht. Die Män-

ner und Frauen aus Afrika, sie sind 

im Gegensatz zu den VerkäuferIn-

nen, die in Österreich groß gewor-

den sind,  jung und fi t. Jene aus Ost-

europa erhalten mit den Einnahmen 

aus dem Augustin-Verkauf oft ganze 

Familien. Während die einen im 

Arbeitsprozess, oft auch krankheits-

bedingt, nicht mehr Fuß fassen kön-

nen, würden die anderen liebend 

gerne arbeiten. Doch das Fremden-

recht gibt ihnen dazu keine Mög-

lichkeit. Mit dem Verkauf des Augus-

tin halten sie sich recht und 

schlecht über Wasser – und 

fi nden bei den Freizeitan-

geboten wie der Fußball-

truppe, der Theatergruppe 

oder im Chor Stimmge-

witter sozialen Anschluss. 

Insofern wirkt der Augustin auf ver-

schiedenen Ebenen. Und Sommer 

und Parzer sind auch nach 17 Jahren 

immer noch mit Begeisterung dabei.

   

Internet

Das Medienangebot des 
Augustin fi nden Sie auch im 
Internet auf 
www.augustin.or.at, mit Links 
zu Radio Augustin (gesendet 
auf Radio Orange) und 
Augustin TV (auf OKTO).

Traude Lehner und ihr Mann 
sind beide Augustin-Kolpor-
teure. Rund 500 von Armut 
betroffene Menschen verkaufen 
die 1995 gegründete Zeitung.
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D
ie Situation der TierärztIn-

nen hat sich in den letzten 

20 Jahren sehr gewandelt. 

Waren es früher vor allem Land-

tierärzte – männlich, selbstständig 

und Einzelkämpfer –, die unser Bild 

prägten, sind es heute vor allem 

weibliche Tierärztinnen, die in den 

städtischen Kleintierpraxen arbei-

ten. Bis vor kurzem waren lange 

Arbeitszeiten und schlechte Bezah-

lung typisch. TierärztInnen gehören 

zu einer der wenigen Berufsgrup-

pen in Österreich, die nicht unter 

einen Kollektivvertrag fallen. Keine 

Rede von einem Mindestlohn: zwar 

haben viele 50 bis 60 Stunden pro 

Woche gearbeitet, doch nicht mehr 

als 1.000 Euro netto im Monat ver-

dient. Keine Spur von Betriebsrat: 

er existiert in keiner Tierarztpraxis 

und keiner Tierklinik in Österreich. 

Im Mai 2011 bildete sich die „Platt-

form Junger Tierärzte“ und wandte 

sich an die GPA-djp. „Ein erster 

Schritt war die Regelung des Min-

destgehalts“, erklärt Andrea Scho-

ber vom Team der Interessenge-

meinschaften der GPA-djp. Die-

ser Mindestlohntarif wurde beim 

Bundeseinigungsamt beantragt. 

Nun gibt es seit Juli 2012 einen 

Mindestlohn für angestellte Tier-

ärztInnen, den auch die Tierärzte-

kammer anerkennt – sie ist inzwi-

schen auch die Partnerin für Kol-

lektivvertragsverhandlungen. Auch 

die Wahlordnung in der Tierärzte-

kammer wurde mittlerweile ver-

ändert, und damit durften heuer 

erstmals angestellte TierärztInnen 

bei der Kammerwahl kandidieren. 

Mit Erfolg: Die Präsidentin der Wie-

ner Tierärztekammer stammt mit 

Sabine Eigelsreiter aus den Reihen 

der „Plattform Junger Tierärzte“. 

Eigelsreiters Forderung: ein Kol-

lektivvertrag. Denn da es keinen 

Kollektivvertrag gibt, gilt für die 

ArbeitnehmerInnen bis dato einzig 

das Arbeitszeitgesetz. Dem zufolge 

darf nur zwischen Montag null Uhr 

und Samstag 13 Uhr gearbeitet wer-

den. „So dürfte kein angestellter 

Tierarzt nach Samstag 13 Uhr tätig 

sein, und es dürfte keiner länger als 

40 Stunden arbeiten“, weiß Andrea 

Schober von der GPA-djp. Nun soll 

der Kollektivvertrag diese rechtliche 

Lücke schließen. Rufb ereitschaf-

ten, Wochenendarbeit, aber auch 

die Bedingungen der Nachtarbeit 

und Kündigungsfristen sollen im 

Vertrag geregelt werden. „Es gibt 

zwar einige Arbeitgeber, die sagen, 

dass es immer schon so war und es 

keiner Veränderung bedarf, doch 

viele Arbeitgeber verstehen auch, 

dass wir endlich einen rechtlichen 

Rahmen brauchen“, erklärt Sabine 

Eigelsreiter. Im Herbst sollen die 

Verhandlungen zum Abschluss 

eines Kollektivvertrages beginnen. 

Mehr Infos unter: 

http://junge-tieraerzte.jimdo.com

KollektivvertragKollektivvertrag in Sicht in Sicht  
Junge TierärztInnen haben bis zum vergangenen Sommer 
mit katastrophalen Bedingungen gekämpft. 
Von Christian Resei
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TierärztInnen gehören zu 
einer der wenigen Berufs-
gruppen, die unter keinen 
Kollektivvertrag fallen.
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berufl iche Weiterentwicklung von 

Teilzeitkräften zu investieren. Sehr 

oft bedeutet eine Verringerung 

der Arbeitszeit für Frauen das Aus 

für die Karriere und das berufl iche 

Abstellgleis.

Damit Teilzeit nicht zu fi nanziel-

len Problemen führt und zur Kar-

rierefalle wird, ist es wichtig, dass 

die Betroff enen genau über ihre 

Rechte und Pfl ichten Bescheid wis-

sen! Alle Infos fi nden Sie in der 

neuen Broschüre der GPA-djp-

Frauenabteilung!

Die Broschüre gibt es im Internet 

auf www.gpa-djp.at/frauen  oder 

zum Bestellen service@gpa-djp.at 

Teilzeit ja, aber geregelt! 
Alle Infos über Ihre Rechte und 
Pfl ichten bei Teilzeitarbeit.

Hochwasser: Rechtstipps

Der Arbeitsplatz kann infolge 
starker Unwetterschäden 
nicht erreicht werden! Das 
eigene Haus steht unter 
Wasser! Muss ich trotzdem 
zur Arbeit kommen, und ver-
liere ich sonst meinen Entgel-
tanspruch?

Eine abschließende Antwort 
auf diese Fragen gibt es 
leider nicht, es ist stets im Ein-
zelfall zu prüfen und zu ent-
scheiden. Grundsätzlich gilt: 
Angestellte behalten ihren 
Entgeltanspruch, wenn sie 
durch wichtige, ihre Person 
betreffende Gründe ohne ihr 
Verschulden während einer 
verhältnismäßig kurzen Zeit 
an der Leistung ihrer Dienste 
verhindert sind. Sind Ange-
stellte wegen Unwetterschä-
den von ihrem Arbeitsplatz 
abgeschnitten, wird im Regel-
fall trotzdem das Entgelt 
zustehen. 

Könnten Angestellte zwar 
ihren Arbeitsplatz erreichen, 
droht aber dem eigenen 
Haus infolge Überschwem-
mungen Schaden, der durch 
Schutzmaßnahmen abge-
wehrt werden kann, so sind 
sie nicht zur Arbeitsleistung 
verpfl ichtet. Der Schutz des 
Eigentums vor akuter Bedro-
hung gilt gegenüber der 
Arbeitsverpfl ichtung im Regel-
fall als „höherrangiges Gut“ 
und somit als Dienstverhin-
derungsgrund mit Entgeltfort-
zahlung.

Der Anstieg der Frauenerwerbs-

quote in Österreich ist in den ver-

gangenen Jahrzehnten auf die 

leichtere Vereinbarkeit von Beruf 

und Familie durch Teilzeitarbeit 

zurückzuführen. Dennoch stecken 

in Teilzeitarbeit nicht nur Vorteile, 

sondern auch Risiken und Nach-

teile: Teilzeit reduziert das Einkom-

men und die Beiträge, die in die 

Sozialversicherung einbezahlt wer-

den – und damit auch die Ansprü-

che, wie z. B. Pensionen, Arbeitslo-

sengeld etc.

Darüber hinaus herrschen in 

Unternehmen noch immer große 

Vorbehalte, Führungspositionen in 

Teilzeit zu ermöglichen bzw. in die 

Hochwasser: ÖGB-Katastrophen-Fonds

Gewerkschaftsmitglieder können Unterstützung aus dem ÖGB-Katas-
trophenfonds in Anspruch nehmen. Berücksichtigt werden Schäden 
am und im Wohnhaus (Wohnung), wenn diese den Hauptwohnsitz 
betreffen (nicht jedoch Schäden an Nebengebäuden, Garagen, 
Gärten, Kraftfahrzeugen und dgl.). Die Schadenshöhe muss mindes-
tens 700 Euro betragen. Es muss eine mindestens zweijährige 
ÖGB-Mitgliedschaft vorliegen. 

Mehr Infos und ein Formular für den Antrag fi nden Sie auf 
www.gpa-djp.at 

Informationen und Positionen

Teilzeit ja –
aber geregelt!aber geregelt!Fo
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Breitenleer Hof „Neu“

Mit dem Breitenleer Hof wird die WBV-GPA ein typisches 
Wiener Vorstadtgasthaus mit Festsaal und Schanigarten 
modernisieren und das Ensemble weitgehend erhalten. 
Von Michael Gehbauer

D
er Breitenleer Hof ist über 

die Grenzen des 22. Wiener 

Gemeindebezirkes hinaus 

bekannt. Ein typisches Vorstadt-

gasthaus mit Festsaal und Scha-

nigarten. Die Wohnbauvereinigung 

für Privatangestellte (WBV-GPA) hat 

dieses Grundstück gemeinsam mit 

der WVG (Bauträger Wippel) erwor-

ben, um das bestehende Ensemble 

zwar zu modernisieren, jedoch weit-

gehend zu erhalten. Ziel ist es, den 

bestehenden traditionellen Fest-

saal zu sanieren. Ob es gelingt, das 

Gasthaus zu erneuern und wieder-

zueröff nen, wird sich zeigen. Bei der 

WBV-GPA besteht dazu große Bereit-

schaft. Ein neuer Betreiber wird 

jedenfalls gesucht. Es wäre schade, 

SCHUTZZONE

BAUTEIL WVG

BAUTEIL WBV-GPA

FESTSAAL

Bezahlte Anzeige

Gesamtansicht Projekt Breitenleer Straße: ohne Gewähr, projektbezogene Änderungen sind möglich.

der Gutshof und die Stiftskirche des 

Schottenstiftes.

Wohnungen im 
geschützten Innenhof
Anschließend an den Straßentrakt 

werden jeweils an der Grundstücks-

grenze unterschiedliche Bauteile 

entsprechend der Flächenwidmung 

mit einer Höhe von zwei bis drei 

Geschoßen neu errichtet und von 

einem Fußweg erschlossen. Hier 

plant die WBV-GPA 47 geförderte 

Mietwohnungen.

Im rückwärtigen Bauteil an den 

Stadlbreiten sind zwei Stadtvillen 

geplant, die von der WVG frei fi nan-

wenn an diesem Standort in der 

Zukunft kein Gastronomiebetrieb 

mehr sein würde.

Schutzzone Breitenlee

Das langgezogene Grundstück 

erstreckt sich über mehr als 100 

Meter bis zu den Stadlbreiten und 

bietet Platz für eine zweizeilige 

Bebauung. An der Straßenfront, 

in der Breitenleer Straße 242–244, 

besteht eine Schutzzone, die sicher-

stellen soll, dass das Ortsbild von 

Breitenlee erhalten wird. Der Stra-

ßentrakt wird daher von seinem 

öff entlichen Erscheinungsbild nicht 

verändert. Auf der gegenüberlie-

genden Straßenseite befi nden sich 
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ziert errichtet werden und 22 Eigen-

tumswohnungen umfassen.

Der schon angesprochene Fest-

saal enthält Jugendstilelemente 

und wird saniert. Er befi ndet sich 

im vorderen Teil des Hofes und ver-

fügt über eine kleine Bühne. Künftig 

wird er als Gemeinschaftsraum für 

die Wohnhausanlage dienen, soll 

jedoch auch für Veranstaltungen im 

regionalen Umfeld zur Verfügung 

stehen.

Der spezielle Zuschnitt des Grund-

stückes ermöglicht eine spezielle 

Art des Wohnens, die sehr gemein-

schaftsfördernd sein wird. Die 

Bebauungsstruktur entspricht der 

eines Angerdorfes, die in Breitenlee 

noch weit verbreitet ist.

Autofrei mit Tiefgarage

Der Breitenleer Hof „Neu“ wird 

autofrei sein und über eine Tiefga-

rage verfügen, die von den Stadl-

breiten im Süden erschlossen wird. 

Zwischen den Häuserzeilen entsteht 

ein geschützter Freiraum, der teil-

weise als gemeinschaftliches Grün 

und teilweise als individuelles Grün 

(Eigengarten mit Terrasse) genützt 

werden kann. Für die Kinder bleibt 

Platz zum Spielen, für die Erwachse-

nen bietet sich ein Ort der Kommu-

nikation.

Wohnungsmix mit 
verschiedenen Wohnungstypen
Aufgrund der dreigeschossigen 

Bebauung kann auf Aufzüge ver-

zichtet werden. Mit 2 A-Wohnungen 

(1-Zimmer), 11 B-Wohnungen (2-Zim-

mer), 10 C-Wohnungen (3-Zimmer), 

15 D-Wohnungen (4 Zimmer) und 1 

E-Wohnung (5-Zimmer) ist für ein 

breites Angebot gesorgt. Die Woh-

nungen verfügen großteils über 

wohnungsbezogene Freiräume, wie 

Balkone, Loggien, Terrassen oder 

Eigengärten, die zum Hof hin orien-

tiert sind. 

FREIE WOHNUNGEN

Bestehende Objekte:
•  8761 Pöls, Andreas-Rein-

Gasse 10–18/Burgogasse 
12–16, 2–5-Zimmer-Woh-
nungen frei, 
HWB (kwh/m2/Jahr) 144

•  1140 Wien, Linzerstraße 
273/1/1/2, 94,71 m2,
3-Zimmer-Wohnung, 
HWB (kwh/m2/Jahr) 
60,29

Wohnungsberatung

Wohnbauvereinigung 
für Privatangestellte
WBV-GPA-Wohnungs  -
service – Gassenlokal

1010 Wien
Werdertorgasse 9
Tel.: 01/533 34 14

Internet: www.wbv-gpa.at
E-Mail: wohnungsservice@
wbv-gpa.at

Infrastruktur

Hervorzuheben ist die Nähe zum 

Ortskern von Breitenlee und zum 

Schottenstift, die diverse lokale 

Angebote (Supermarkt, Kinder-

garten, Volksschule etc.) bieten. 

Das Umfeld ist zum Teil noch land-

wirtschaftlich genützt. So kön-

nen Lebensmittel im Direktverkauf 

von Bauern erworben werden. Die 

Anbindung an den öff entlichen Ver-

kehr erfolgt durch eine Buslinie und 

wird nach Eröff nung der Verlänge-

rung der U-Bahnlinie U2 zur See-

stadt Aspern und der damit einher-

gehenden Verdichtung des öff entli-

chen Nahverkehrs deutlich verbes-

sert.

Finanzierungsbeitrag, 
Miete & Fertigstellung
Die Wohnungen sind zu zwei Drittel 

Mietwohnungen mit einer Kaufop-

tion nach zehn Jahren und verfügen 

über einen zeitgemäßen hochwerti-

gen Ausstattungsstandard. Der vor-

läufi g kalkulierte Bau- und Grund-

kostenbeitrag dieser im Rahmen des 

WWFSG (Wiener Wohnbauförde-

rungs- und Wohnhaussanierungs-

gesetz) geförderten Wohnungen 

beträgt ca. € 510,00 pro m² Wohn-

nutzfl äche. Die Gesamtmiete inkl. 

Betriebskosten und Umsatzsteuer 

beträgt ca. € 7,00 pro m² Wohnnutz-

fl äche und Monat.

Ein Drittel der Wohnungen sind 

supergeförderte Wohnungen mit 

einem geringeren Finanzierungs-

beitrag, jedoch ohne Kaufoption. Er 

beträgt ca. € 64,00 pro m2 Wohn-

nutzfl äche, die dafür etwas höhere 

Gesamtmiete inkl. Betriebskosten 

und Umsatzsteuer ca. € 8,70 pro m² 

Wohnnutzfl äche und Monat. Ein 

Pkw-Abstellplatz kostet ca. € 75,00 

pro Monat. 

Bei einer Bauzeit von ca. 18 Monaten 

ist mit einer Fertigstellung im Jahr 

2015 zu rechnen.  

Beispiel einer 3-Zi.-
Wohnung (ca. 80 m2)

Beispiel einer 2-Zi.-
Wohnung (ca. 59 m2)
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BURG FORCHTENSTEIN 
FANTASTISCH 2013

DAS Burgerlebnis für die ganze 

Familie! Ein neues Puppenthe-

aterstück für die Kleinen, das 

neue Musical „Ritter Rups und 

der Pirat Kartoff elsalat“ von 

Thomas Brezina, neue Statio-

nen in der Zunftstraße, Bogen-

schießen und Schachritter, 

Greifvögel und Gruselhexe Gri-

selda, Magier Merlix und Musi-

kanten, Schminken u. v. m.

6. bis 28. Juli 2013

Immer Samstag und Sonntag, 

10–18 Uhr

Kinder bis 3 Jahre: Eintritt frei! 

GPA-djp-Mitglieder: –10 %

auf die Eintrittskarte bei 

Vorweis der CARD an der Kasse!

Die Ermäßigung gilt nicht für 

das Musical!

www.forchtenstein.at

Thalhof 2013

15 Jahre Schnitzler im Thalhof

 

Im stimmungsvollen Ambi-

ente des Reichenauer Thalhofs 

inszeniert Helga David Arthur 

Schnitzler und das heurige 

Programm, das ganz im Zei-

chen des  Jubiläums „15 Jahre 

Schnitzler im Thalhof“ steht.

Ab 18. Juli stehen „Komtesse 

Mizzi“ von Schnitzler, ab 1. 

August „Die Großherzogin von 

Gerolstein“ von Off enbach und 

ab 11. August  „Leutnant Gustl“ 

von Schnitzler am Programm.

Die Veranstaltungen fi nden im 

historischen Ballsaal des Hotels 

Thalhof statt.

Karten für GPA-djp-Mitglieder

mit 10 % Ermäßigung unter

Tel. 0664/378 87 25

Sommerangebote
Genießen Sie Kultur im Sommer. 
Jede Menge Spiel und Spaß gibt’s 
für Kinder auf der Burg Forchtenstein 
oder im Erlebnispark Gänserndorf zu 
Vorteilspreisen für GPA-djp-Mitglieder.

Schlosstheater Schönbrunn

Das Schloss Schönbrunn 

Orchester bringt in Koope-

ration mit dem Institut für 

Gesang und Musiktheater 

der Universität Wien zwei 

berühmte Stücke auf die 

Bühne des Schlosstheaters.

„Die Fledermaus“ – Operette 

8. – 17. August 2013

„Le Nozze di Figaro“ – Oper 

23. – 31. August 2013

Peter Rapp, der ehemalige Sän-

gerknabe und bekannte Enter-

tainer verkörpert in der Ope-

rette „Die Fledermaus“ den 

Charakter des angeheiterten 

Gefängniswärters „Frosch“.

Karten: Tel. 01/ 812 50 04

Mit CARD:  Minus EUR 10,– 

www.kammeroper-

schoenbrunn.at
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Herrenseetheater Litschau

Sehen Sie von 1.–25. August 

2013 den John Steinbeck 

Romanklassiker „Von Mäusen 

und Menschen“, eine zeitlose 

Parabel über Freundschaft und 

Zusammenhalt in schwierigen 

Zeiten sowie ein berührendes 

Drama über das Scheitern von 

Lebensträumen.

Das Herrenseetheater befi n-

det sich im alten Strandbad Lit-

schau, direkt am Herrensee. 

Der neue, preisgekrönte Holz-

bau, eröff net 2009, ist der Form 

des ursprünglichen Badekabi-

nentraktes und eines Pavillons 

nachempfunden.

10 % Ermäßigung mit der CARD!

Kartenreservierung:

Tel. 02865/ 53 85

www.herrenseetheater.at

Woodstock der Blasmusik

Was 2010 als kleines Festi-

val im Innviertel angefangen 

hat, wird heuer ganz groß und 

bringt nicht nur ein außerge-

wöhnliches Festival in die Bun-

deshauptstadt, sondern auch 

die eine oder andere namhafte 

Band, wie zum Beispiel La Brass 

Banda, Russkaja, HMBC, Hot 

Pants Road Club, Global Kryner 

und Jackson Eleven!

 

30. August 2013, 

ab 11 Uhr – OPEN END

Donauinsel – Festwiese – Wien 

Für GPA-djp-Mitglieder:

um EUR 44,– statt 59,–

 

Informationen: 01/714 88 77-66

Karten per Mail buchen:

christian.dander@

ems-entertainment.com 
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Kinder Sommercamp im 
Erlebnispark Gänserndorf

Klettern, Bogenschießen, Slack-

linen, Streichelzoo- und Tier-

pfl ege, Radausfl ug mit Pick-

nick, Schwimmen, Ballspiele,  

Bienenlehrpfad,  Kinder-Disco, 

Bastel-Workshop, Pony führen 

und Pfl ege, Abschlussfest Kin-

derolympiade mit Preisen, Ver-

pfl egung All-Inklusive u. v. m.

 

Jede Menge Spiel und Spaß für 

Schulkinder von 6–12 Jahren 

 

Termine: 8.7.–12.7., 15.7.–19.7., 

22.7.–26.7., 29.7.–2.8.

  

Mit der CARD: Mit Nächtigung 

EUR 210,– statt 290,–, ohne Näch-

tigung EUR 170,– statt 220,–

  

Anmeldungen: 02282/ 799 88 

www.erlebnispark-

gaenserndorf.at

CARD-Angebote

Nähere Infos

zu diesen und vielen anderen CARD-Vorteils-

angeboten fi nden Sie unter: www.gpa-djp.at/card 

Hier können Sie auch den CARD-Newsletter abonnieren und erhal-

ten monatlich per E-Mail aktuelle CARD-Infos.

Steht Ihnen kein Internetzugang zur Verfügung, senden wir Ihnen 

gerne die CARD-Broschüre zu. Bestellungen: Tel.-Nr.: 05 03 01-301, 

E-Mail: service@gpa-djp.at
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27. Juli bis 25. Aug. 2013

Winnetou-Spiele Gföhl 2013
Freilichtbühne Gföhlerwald

Viel Action und Humor (alles 
familiengerecht) verspricht die 
Neuinszenierung des „Schatz im 
Silbersee” in Gföhl, dessen wun-
derschöne Freilichtbühne heuer 
25 Jahre wird.

www.winnetouspiele-gfoehl.at 
Mit der CARD ermäßigte Karten 
an der Tageskassa!

28. August 2013

Xavier Naidoo & Quartett
Donauinsel/Festwiese

Seine Songs sind Spiegelbilder 
einer schier unglaublichen 
Kreativität und Willenskraft. 
Gemeinsam mit seinem Quartett 
präsentiert Xavier Naidoo eine 
Auswahl der Song-Highlights 
seiner Karriere.
Stehplatzticket EUR 52,70
tickets@ems-entertainment.com
Infos: 01/714 88 77-66

17. Oktober 2013

Andy Lee Lang goes country
Rahofer Bräu/Tattendorf

Die Songauswahl beinhaltet 
viele Facetten und Stilrichtungen 
der Country-Musik. Ein groß-
artiges Erlebnis, nicht nur für 
Country Fans. 

Mit CARD EUR 49,– statt 54,90 
inkl. 2-gäng. Menü + 1 Aperitif
tickets@ems-entertainment.com
Infos: 01/714 88 77-66

Gewinnspiele und Ermäßigungen
Alle markierten Produkte können Sie gewinnen!  

Senden Sie dazu eine Postkarte an die Redaktion KOMPETENZ, 1034 Wien, Alfred-Dallinger-Platz 1

Kennwort: Name der jeweiligen Veranstaltung bzw. online: www.gpa-djp.at/gewinnspiel 

Einsendeschluss: 16.7.2013. Keine Barablösung. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.
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11. Juli bis 11. August 2013

Shakespeare im Park
SCHLOSS PÖTZLEINSDORF

Die romantischen Gärten des 
Schlosses werden für Shakes-
peares Komödie „Ein Sommer-
nachtstraum“ zu den Wäldern 
rund um Athen. 
Do. + Sa.: Vorstellungen Englisch 
Fr. + So.: in Deutsch
Karten: 0680/ 225 12 90
Mit CARD EUR 18,– statt 20,–
www.openhousetheatre.at

9. + 10. August 2013

Warten auf Godot
Naturarena KLEYLEHOF

Die Natur-Arena des Kleylehofs 
bei Nickelsdorf wurde liebevoll 
vom Künstler  Franz J. Gyolcs 
geschaffen und ist ein großar-
tiger Ort, um Samuel Becketts 
„Godot“ aufzuführen.

Karten: Tel. 0664/ 233 85 55
Infos unter: www.kugelverein.at

©
 M

itt
el

al
te

rfe
st 

Je
de

ns
pe

ig
en

10. + 11. August 2013

Mittelalterfest „Ritter hautnah“
Schloss Jedenspeigen

Eines der schönsten Ritterfeste 
fi ndet 50 km nördlich von Wien 
statt und bietet den Besuchern 
Ritterturniere zu Pferd, einen 
einzigartigen Mittelaltermarkt, 
Gaukler, Minnesänger, einen 
riesigen „Ritterspielplatz“ für 
Kinder u. v. m. 
Erw. EUR 10,-, Kind. bis 15 frei
Infos: www.ritter-jedenspeigen.at 
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Bücher

Hunger! Essen! Jetzt! 
Topjournalisten und ihre 
besten 30-Minuten-Gerichte. 
Hg. E. Holzer, W. Müller, 
I. Farcher. Pichler Verlag 
2013. 24,99 €

Dienstschluss. Rasch nach 
Hause. Der Magen knurrt: 
Er freut sich auf eine gute, 
selbstgekochte Mahlzeit. 

Aber man will sich nicht 
stundenlang an den Herd stellen. Kein Problem, 100 
steirische RedakteurInnen und ExpertInnen aus der 
Kommunikationsbranche servieren in diesem einzig-
artigen Kochbuch ihre Lieblingsrezepte der schnellen 
Küche. Die Vorgabe: In 30 Minuten muss ein perfek-
tes Essen auf dem Tisch stehen. Das Ergebnis: ebenso 
phantasievolle wie praktische Kreationen für jeden 
Tag, vom einfachen zimtigen Apfelnockerl bis zum 
Curry-Sterz mit Steirerkäse, einem Rote-Rüben-Risotto 
mit Preiselbeeren und Kren oder Thymian-Gnocchi mit 
Nüssen. 

Handbuch Sozialplan 
Arbeitsrecht, Sozialrecht, 
Gesellschaftsrecht. Hrsg. 
W. Geppert, St. Geppert, 
Th. Majoros.
Linde Verlag 2013, 58,– €

Alles was Sie zu Sozialplä-
nen wissen müssen! Das 
Handbuch gibt einen umfas-
senden Überblick über die 
in den §§ 97 Abs. 1 Z4 und 
109 ArbVG als erzwing-
bare Betriebsvereinbarung 
normierten Sozialpläne. 

Behandelt werden sowohl gesellschaftsrechtliche Vor-
gänge, Querverbindungen zum Arbeitsmarktrecht 
– wie z. B. Arbeitsstiftungen – als auch die wichtigsten 
lohn- und einkommensteuerrechtlichen Konsequenzen. 
Das Handbuch informiert über Abschlussvorausset-
zungen, Betriebsänderungstatbestände, Mitwirkungs-
möglichkeiten, Rechtsdurchsetzung, Arbeitsstiftung, 
Gestaltungsmöglichkeiten u. v. a. m.
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„Ich will leistbares Wohnen für alle! 
Sie auch? Dann müssen wir 
große  Vermögen besteuern!“

Lukas Resetarits, Kabarettist

Unterstützen auf www.wege-aus-der-krise.at

Lebensqualität sichern!
investieren!

5 Prozent der Bevölkerung besitzen fast die Hälfte 
des Gesamtvermögens. Dieses Vermögen ist kaum 
besteuert.



OHNE GPA-djp KEIN Urlaubsgeld!

Für viele Beschäftigte ist das Weihnachts- und Urlaubsgeld 
so selbstverständlich wie die jährliche Gehaltserhöhung. 

Manche glauben gar, darauf gäbe es einen gesetzlichen 
Anspruch. Das ist ein Irrtum! 

Das 13. und 14. Gehalt ist in den Kollektiv verträgen
verankert und wird durch die Gewerkschaften gesichert.

www.gpa-djp.at | service@gpa-djp.at

OHNEOHNE Geld  Geld KEINKEIN Urlaub. Urlaub.
©
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